
einem eheerhaltenden Gespräch mit dem Kläger ver­
bindet und auf dieser Basis seine weiteren Maßnahmen 
zur Aussöhnung der Ehegatten entwickelt. Häufig 
schließt sich daran ein Gespräch des Richters mit dem 
verklagten Ehegatten an.
In geeigneten Fällen wird die Klageschrift dem Be­
trieb eines oder beider Ehegatten übermittelt. Die Ein­
beziehung des Arbeitskollektivs erfolgt in den Fällen, 
in denen der Richter zu der Überzeugung gekommen 
ist, daß ein Ehegatte oder auch beide Schuld an dem 
Zustand der Ehe haben. In den Betrieben gibt es Kom­
missionen für die Hilfe bei der Kindererziehung. Diese 
erörtern mit dem im Betrieb tätigen Ehegatten die 
Folgen, die eine Scheidung für die Kinder hätte, um 
auf diese Weise die Ehegatten von der Notwendigkeit 
der Weiterführung der Ehe zu überzeugen.
Im Ergebnis dieser vorbereitenden Maßnahmen kommt 
es in 11 Prozent aller Verfahren zur befristeten Aus­
setzung. 25 Prozent bis 33 Prozent der Aussetzungen 
haben eine Aussöhnung zur Folge. Bemerkenswert ist 
die Tatsache, daß die Gerichte bei der Einbeziehung der 
Betriebskollektive oder anderer gesellschaftlicher Kräfte 
schnell zu einer guten Zusammenarbeit kommen. Das 
ist vor allem durch die hohe Autorität bedingt, die 
jedes sowjetische Gericht besitzt.
Gelingt eine Aussöhnung der Parteien nicht, so wird 
das Verfahren durchgeführt. Dabei bemüht sich das Ge­
richt in jedem Fall, den wahren Sachverhalt aufzuklä­
ren. Das bereitet nach den Erfahrungen der Praktiker 
der unteren Gerichte wenig Schwierigkeiten, wenn die 
verklagte Partei nicht geschieden werden will. Anders 
ist es hingegen, wenn beide Parteien geschieden werden 
wollen. In diesen Fällen versuchen sie häufig, die wirk­
lichen Ursachen und Motive vor dem Gericht zu ver­
bergen, und begründen ihr Scheidungsbegehren ledig­
lich damit, daß unüberbrückbare Charakterverschieden­
heiten vorliegen. In diesen Verfahren müssen die Ge­
richte mehr Zeit und Kraft für die Sachverhaltsaufklä­
rung aufwenden, wobei vor allem die Vernehmung von 
Zeugen eine Rolle spielt. In etwa 3 Prozent aller Ver­
fahren wird die Klage abgewiesen.

Zu den Beziehungen zwischen Kindern und Eltern 
nach der Ehescheidung

Hinsichtlich der Beziehungen zwischen dem Kind und 
dem Elternteil, bei dem es nach der Ehescheidung nicht 
lebt, unterscheidet sich die rechtliche Regelung in der 
UdSSR wesentlich von der in der DDR.
Nach sowjetischem Recht haben beide Eltern auch nach 
der Scheidung die gleichen Rechte und Pflichten gegen­
über ihren Kindern (Art. 18 Abs. 7 der Grundlagen, 
Art. 54 Abs. 2 des Gesetzbuchs der RSFSR). Eine Über­
tragung der Rechte und Pflichten auf einen Elternteil 
gibt es nicht. Im übrigen kennt das sowjetische Recht 
auch den Begriff des elterlichen Erziehungsrechts nicht. 
Die sowjetischen Juristen vertreten den Standpunkt, 
der erzieherische Einfluß desjenigen Elternteils, bei dem 
das Kind nicht lebt, dürfe auch nach der Scheidung 
nicht aufhören, und dieser Elternteil könne auch nicht 
von der Verantwortung für die Erziehung seines Kindes 
befreit werden.
Die tatsächlichen Beziehungen zwischen Eltern und Kin­
dern nach der Scheidung weichen jedoch trotz unter­
schiedlicher Rechtslage von der Situation in der DDR 
nicht sehr ab. Nach der Scheidung wohnt und lebt das 
Kind bei einem Ehegatten, in der Regel bei der Mutter, 
und dieser übt das Erziehungsrecht faktisch aus. Kommt 
es zwischen den Ehegatten zu keiner Einigung darüber, 
bei wem das Kind künftig leben soll, so entscheidet

das Gericht, wobei es von den Interessen des Kindes 
ausgeht (Art. 55 Abs. 2 des Gesetzbuchs der RSFSR). 
Diese Regelung hat in der sowjetischen Gesetzgebung 
eine 50jährige Tradition. In mehr als drei Vierteln aller 
Scheidungsfälle von Ehen mit Kindern sind sich die 
Ehegatten über die Fragen der Erziehung und des 
Unterhalts einig, und es kommt somit zu keiner gericht­
lichen Entscheidung darüber.

Derjenige Elternteil, bei dem das Kind nach der Schei­
dung nicht lebt — in der Regel ist das der Vater —, 
ist berechtigt, mit dem Kind in Verbindung zu stehen, 
und er ist verpflichtet, an dessen Erziehung teilzuneh­
men (Art. 56 Abs. 1 des Gesetzbuchs der RSFSR). Dieser 
Umgang wird allgemein sehr hoch gewertet und führt 
dazu, daß das wöchentliche Zusammentreffen mit dem 
Kind als üblich angesehen wird. Die Vormundschafts­
organe unterbreiten auch entsprechende Vorschläge. Die 
Reduzierung des Umgangs auf ein einmaliges Zusam­
mentreffen im Monat ist die Ausnahme.
Führt der Umgang mit dem Kind zwischen den Eltern 
zu Streitigkeiten und können sie sich über die Mitwir­
kung des getrennt lebenden Elternteils an der Erzie­
hung des Kindes nicht einigen, so ist es Aufgabe der 
Vormundschaftsorgane, durch Aussprachen und Vor­
schläge für die Sicherung des Umgangs Sorge zu tragen 
und ggf. eine entsprechende Entscheidung zu treffen. 
Leisten die Eltern (oder ein Elternteil) dieser Entschei­
dung nicht Folge, so kann das Vormundschaftsorgan 
zum Zwecke der Streitentscheidung das Gericht anrufen 
(Art. 56 Abs. 3 und 4 des Gesetzbuches der RSFSR). Das 
Gericht hat die Möglichkeit, zur Durchsetzung der Ent­
scheidung über den Umgang Sanktionen (Geldstrafen) 
auszusprechen.

In der Praxis erreichen die Organe der Vormundschaft 
gewöhnlich allein oder unter Einbeziehung gesellschaft­
licher Kräfte, daß Streitigkeiten zwischen den Eltern 
über die Mitwirkung an der Erziehung des Kindes 
überwunden werden. Kommt es doch zur Anrufung des 
Gerichts — in den letzten fünf Jahren gab es vier bis 
fünf derartige Fälle in Moskau — so ist der Konflikt 
zwischen den Eltern nicht mehr zu lösen. Die Mütter 
zahlen in diesem Fall die Geldstrafe, aber verhindern 
weiterhin den Umgang des Kindes mit dem Vater.
Die Auffassungen der Vormundschaftsorgane und der 
Gerichte der RSFSR über diese Konsequenz des Ge­
setzes sind unterschiedlich. In jedem Fall zeigt die 
Regelung aber, wie hoch in der UdSSR die Erhaltung 
der Beziehungen zwischen Kind und b e i d e n  Eltern­
teilen auch nach Scheidung der Ehe einges.chätzt wird.

Der Gesamteindruck, den wir gewonnen haben, bestand 
darin, daß in der Sowjetunion wie in der DDR der 
Schutz, die Entwicklung und die Förderung von Ehe 
und Familie als gesamtgesellschaftliches Anliegen be­
trachtet werden und daß sich demzufolge die Anforde­
rungen an Staat und Recht auch auf diesem Gebiet 
erhöhen. Die Herausbildung des neuen Menschen ist 
— wie auf dem XXIV. Parteitag der KPdSU festgestellt 
wurde — eine der Hauptaufgaben der Partei beim Auf­
bau des Kommunismus in der UdSSR. Da aber die 
Familie objektiv großen Einfluß a u f '  die Entwicklung 
des Menschen hat, ist es notwendig, sie noch stärker 
als bisher in den Prozeß der Gestaltung der Gesellschaft 
einzubeziehen.

Wir möchten unseren sowjetischen Genossen für die 
Gastfreundschaft und herzliche Betreuung danken. Wir 
hoffen, daß künftig noch mehr Möglichkeiten zum Er­
fahrungsaustausch mit sowjetischen Praktikern und 
Wissenschaftlern auf dem Gebiet des Familienrechts 
bestehen.
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